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Einleitung

Während meines mehr als 30-jährigen von Menschenrechtsfragen bestimmten 
Berufslebens wurde ich des Öfteren aufgefordert, über die politische Zukunft der 
Menschenrechte zu reflektieren. Meistens dann, wenn es große Rückschritte gab. 
Besonders nach den Terrorangriffen auf die USA am 11. September 2001, in deren 
Folge die US-Regierung schwere Menschenrechtsverletzungen wie Inhaftierun-
gen in Geheimgefängnissen, Verschleppungen oder Folter als Verhörmethode für 
wirksam und zulässig erklärte. Die anschließende weltweite Fokussierung auf den 
Antiterrorkampf mit der von vielen Staaten gerne übernommenen Argumentati-
on, dass man durch Abstriche bei den Menschenrechten mehr Sicherheit erzeugen 
könne, war ein erheblicher Rückschritt für den Menschenrechtsschutz. Der An-
satz, die Orientierung politischer Maßnahmen an den Menschenrechten sei nicht 
mehr zeitgemäß und überholt, hat sich jedoch als falsch herausgestellt.

Heute sind es die Flüchtlings- und Asylpolitik und die Tatsache, dass selbst die 
vermeintlich menschenrechtsfreundlichsten Staaten grundlegende Rechte über 
Bord werfen, die mich und andere an der Zukunft der Menschenrechte zweifeln 
lassen. Millionen von Menschen sind gezwungen, ihre Heimat zu verlassen, weil 
Krieg, Terror, Verfolgung, zunehmendes Elend, Hunger und Mangelernährung ihr 
Leben bedrohen. Das Versprechen der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te (AEMR), frei von Furcht und Not leben zu können, ist bis heute nicht eingelöst. 
Sieht man sich das 2024 mühsam verabschiedete Gemeinsame Asyl- und Migrati-
onspaket der EU an, kann dies nur als trauriger Tiefpunkt einer nicht mehr men-
schenrechtsbasierten Migrations- und Flüchtlingspolitik bewertet werden. Grund-
legende Rechte von Geflüchteten und Migrant*innen werden nicht beachtet. Die 
Kriminalisierung der zivilen Seenotrettung, die Militarisierung der Außengrenzen 
und die fehlenden sicheren Zugangswege in die EU erwecken den Eindruck, als sei 
man bei Menschen »on the move« sogar bereit, Verletzungen des Rechts auf Leben 
in Kauf zu nehmen. Die Ermahnungen der UN verhallen ungehört und die Glaub-
würdigkeit der EU mit ihrem Anspruch einer wertegeleiteten Politik hat schwer 
gelitten. Das Recht auf Asyl ist ein zivilisatorischer Fortschritt, der verteidigt wer-
den sollte. Doch die Zugewinne rechtspopulistischer, ausländerfeindlicher Partei-
en und deren Einfluss auf die Parteien der Mitte scheinen einer menschenrechts-
basierten, lösungsorientierten Flüchtlingspolitik im Wege zu stehen.

Wir leben heute in einer sehr düsteren Realität, die von globalen Krisen und 
Bedrohungen durch kriegerische Gewalt geprägt ist. Der diesjährige Jahresbericht 
von Amnesty International sieht Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte weltweit 
so bedroht wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Zahlreiche Regierungen beschädigen 
mit Verstößen gegen das Völkerrecht und Menschenrechte die internationale Ord-
nung. Sie stellen die Universalität der Menschenrechte infrage, obwohl doch Kriege 
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und Konflikte, wachsende soziale Ungleichheit und die sich zuspitzende Klima-
krise den Schutz der Rechte aller Menschen erfordern.

Angesichts der schweren Angriffe auf die Relevanz der Menschenrechte heute 
drängt sich zunehmend die Frage auf, ob sie überhaupt noch zeitgemäß sind – geht 
es doch darum, in einer immer komplexeren, nicht mehr nur bipolaren Weltmäch-
tekonstellation Lösungen für andere globale Herausforderungen zu finden. Die-
ser Diskurs ist stets begleitet von machtpolitischen Überlegungen und Taktiken, 
Menschenrechte als überholten Ansatz oder als überhöhte Moralvorstellungen des 
Westens abzuwerten und zurückzuweisen. Dem steht entgegen, heute und in der 
Zukunft, Menschenrechte als Leitlinie jeglicher Politik in gesellschaftlichen Ver-
änderungsprozessen, in multilateralen Beziehungen und in der Rechtsprechung als 
grundlegend zu begreifen und das Handeln daran auszurichten. Dieser Überzeu-
gung und meinen nachfolgenden Reflexionen liegen konkrete Beispiele zur Wirk-
samkeit einer menschenrechtsbasierten Politik zugrunde.

Wir müssen die Menschenrechte als Kernbestandteil aller Bemühungen um 
eine fairere, gerechtere, sicherere, integrativere, ausgewogenere und nachhaltigere 
Welt betrachten. Die Zukunft der Menschenrechte wird vor allem von dem Beitrag 
abhängen, den sie zur Bewältigung der drei großen globalen Herausforderungen 
leisten können: der Klima- und Biodiversitätskrise, der globalen Ungleichheit und 
der technologischen Revolution. Wenn wir diese Krisen durch die Linse der Men-
schenrechte betrachten, können wir bessere Lösungen finden und die Macht der 
Menschenrechte nutzen.

In Bezug auf die Menschenrechte wird oft verlangt, dass sie ihre eigene Existenz 
rechtfertigen, als seien sie entweder die Antwort auf alles oder aber obsolet. Dieser 
Ansatz ist wenig hilfreich und die Realität weit weniger dramatisch. Die Menschen-
rechte sind tief in unseren Verfassungen und Gesetzen, unseren Institutionen, un-
serem Reden und unseren Erwartungen verankert – und leisten damit bereits ei-
nen zwar begrenzten, aber essenziellen Beitrag zur Verbesserung des Zustands der 
Welt. Die konkrete Umsetzungsarbeit zur Gewährleistung von Menschenrechten 
müssen wir unbedingt verknüpfen mit einer Vision für eine gerechtere Welt, mit 
einer universalistischen Vision der Menschenrechte, die zur Förderung des Frie-
dens beitragen kann.

Die Universalität von Menschenrechten anerkennen

Die Universalität der Menschenrechte und die Interdependenz der zivilen, politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, wie sie in der AEMR und 
in den beiden entsprechenden Pakten von 1966 gefasst sind, werden auch in Zukunft 
zentrale Grundvoraussetzungen sein, menschenrechtsbasierte Politik zu machen.
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In der Charta der Vereinten Nationen von 1948, also gewissermaßen in unserer 
Weltgrundordnung, heißt es:

Wir, die Völker der Vereinten Nationen – fest entschlossen,
	▬ künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu unseren 

Lebzeiten unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat,
	▬ unseren Glauben an die Grundrechte des Menschen an Würde und Wert der mensch-

lichen Persönlichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau, sowie von allen 

Nationen, ob groß oder klein, erneut zu bekräftigen,
	▬ Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und die Achtung vor den Ver-

pflichtungen aus Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden 

können,
	▬ den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu 

fördern, […]

haben beschlossen, in unserem Bemühen um die Erreichung dieser Ziele zusammenzu-

wirken.

Und in Artikel 1 Absatz 1 des Deutschen Grundgesetzes steht: »Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.« Jede und jeder hat also qua Menschsein Anspruch auf den 
Schutz und die Gewährleistung der Menschenrechte, und dies gilt für alle Men-
schen strikt gleich. Die höchst verletzliche Menschenwürde kann als zentrales 
Schutzgut der Menschenrechte angesehen werden. Menschenrechte konkretisie-
ren verfassungs- und völkerrechtliche Garantien für ein Leben in Menschenwürde.

1948 waren noch viele Staaten unter kolonialer Herrschaft und es könnte argu-
mentiert werden, dass zahlreiche der heute unabhängigen Staaten der universel-
len Geltung der Menschenrechte nicht zugestimmt haben. Umso deutlicher dann 
das Bekenntnis zur universellen Gültigkeit der Menschenrechte auf der Weltmen-
schenrechtskonferenz in Wien 1993. Dort unterzeichneten 171 Staaten die Wiener 
Erklärung und das damit verbundene Aktionsprogramm. Sie bekräftigten »das 
feierliche Bekenntnis aller Staaten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen zur För-
derung der allseitigen Achtung, Einhaltung und Wahrung aller Menschenrech-
te und Grundfreiheiten für alle Menschen in Übereinstimmung mit der Satzung 
der Vereinten Nationen, den anderen auf die Menschenrechte bezüglichen Instru-
menten und dem Völkerrecht. Der universelle Charakter dieser Rechte und Frei-
heiten steht außer Frage. […] Die Menschenrechte und Grundfreiheiten sind das 
Geburtsrecht aller Menschen; ihre Wahrung und Förderung ist die vorrangigste 
Pflicht der Regierungen«.

Dennoch wird immer wieder versucht, menschenrechtliche Schutznormen 
aufzuweichen, indem auf regionale Traditionen, auf Notwendigkeiten im Antiter-
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rorkampf oder auf religiöse Dogmen verwiesen wird. Ebenso regelmäßig werden 
Menschenrechte als überzogene westliche Moralvorstellungen abgetan. Von den 
jeweiligen Machthabern wird geleugnet, dass weltweit um diese Rechte lang und 
zäh gekämpft wurde und diese Forderungen und Bestrebungen oft einhergehen 
mit sozialen Kämpfen vor Ort für ein gerechteres, selbstbestimmtes, würdiges Le-
ben von Menschen oder Menschengruppen, und zwar in allen Regionen der Welt.

Schauen wir beispielhaft auf die Entwicklung der Frauenrechte. Die weltweite 
Kampagne »Frauenrechte sind Menschenrechte« anlässlich der Weltmenschen-
rechtskonferenz 1993 in Wien konnte das Thema Gewalt gegen Frauen als relevan-
tes Menschenrechtsthema auf die Agenda setzen. Und die Pekinger Erklärung und 
Aktionsplattform der Weltfrauenkonferenz von 1995 wurde von allen 189 Staaten 
im Konsens verabschiedet. Die beschlossenen strategischen Ziele und verschie-
denen Maßnahmen sollen die Gleichstellung der Geschlechter in allen Bereichen 
der Gesellschaft fördern, die Rechte der Frauen schützen, die Armut von Frauen 
bekämpfen, Gewalt gegen Frauen als Menschenrechtsverletzung verfolgen und ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in der Gesundheitsversorgung und im Bildungs-
system abbauen. Dieser Forderungskatalog dient heute der EU als Richtschnur 
ihrer Gleichstellungspolitik.

Heute haben wir eine Fülle von internationalen und nationalen Gesetzen und 
Schutznormen, die die Rechte von Frauen stärken. Aber diese Entwicklung verläuft 
nicht linear auf weitere Verbesserungen zu, sondern ist immer wieder geprägt von 
extremen Rückschritten. Es gibt viele Hiobsbotschaften zur heutigen Realität von 
Frauenleben. In Afghanistan wird Frauen und Mädchen seit der Machtübernah-
me der Taliban der Zugang zu weiterführenden Schulen, zu Universitäten und die 
Arbeit in internationalen Organisationen verboten. In Iran sind Frauen rechtlich 
den Männern nicht gleichgestellt, vor Gericht ist die Aussage eines Mannes so 
viel wert wie die von zwei Frauen. Bei einer Scheidung steht das Sorgerecht für die 
Kinder dem Mann zu. Frauen dürfen öffentlich weder singen noch tanzen, müssen 
sich Kleidervorschriften beugen. Die Zwangsverschleierungsgesetze erniedrigen 
die Frauen, berauben sie ihrer Würde und ihrer körperlichen Autonomie. Frauen 
in Iran widersetzen sich dieser perversen Logik der Machthaber mit dem Slogan 
»Frau, Leben, Freiheit« und riskieren dafür viel. Und in der EU und weltweit hat 
jede dritte Frau körperliche oder sexuelle Gewalt erfahren, eines von fünf Mädchen 
ist heute Opfer von sexueller Gewalt.

Ungebrochen sind die Bemühungen autoritärer und (religiös orientierter) Staa-
ten, statt Frauenrechten traditionelle Familienwerte auf die Agenda der UN-Men-
schenrechtsgremien zu setzen und dies mit der jeweils heimischen Tradition zu 
begründen. Dennoch gibt es keine Alternative zum Leitmotiv der globalen Frau-
enbewegung »We are moving forward, never going back« (so der Refrain eines 
Liedes der NGO-Frauenkonferenz in Peking mit 44 000 Teilnehmenden). In allen 
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Regionen der Welt kämpfen Frauen dafür, das patriarchale System aufzubrechen, 
sodass Frauen und Mädchen ein Leben frei von Armut, Ausgrenzung, Bevormun-
dung und Gewalt führen können.

Die Erfolge sind sichtbar, auch wenn man manchmal genauer hinschauen muss. 
Erinnert sei beispielsweise an den Kampf der Frauen in Argentinien um die Ent-
kriminalisierung und Legalisierung von Abtreibung, die leidenschaftlich öffentlich 
diskutiert wurde. Ende 2020 stimmte der argentinische Senat endlich für die Lega-
lisierung der Abtreibung. Diese historische Entscheidung gelang durch die uner-
müdliche Kampagnenarbeit von feministischen, studentischen und kommunalen 
sozialen Bewegungen und verdankte sich nicht zuletzt der langen Geschichte der 
argentinischen Frauenrechtsbewegung.

In Kroatien wurde die Ratifizierung der Istanbul-Konvention – das Überein-
kommen des Europarats von 2011 zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt – von einer intensiven Protestkampagne be-
gleitet, welche die Abschaffung der Konvention forderte. Die Kritiker störten sich 
besonders am Begriff »Gender«, der angeblich die kroatische Familie zerstören 
würde. Angst und Misstrauen gegenüber der Konvention wurden geschürt, primär 
mit Hilfe von Falschinformationen. Dennoch wurde schließlich der Ratifizierung 
mit großer Mehrheit im Parlament zugestimmt.

Die feministische Reise, sei sie lokal oder global, ist noch lange nicht zu Ende, 
und jede Generation muss sich darum bemühen, erreichte Rechte und Freiheiten 
zu sichern, und darf sich nicht von Rückschlägen entmutigen lassen.

Die heutige Generation ist zunehmend damit konfrontiert, dass der Antife-
minismus von Populisten und Autokraten für ihre eigene, menschenrechts- und 
demokratiefeindliche Agenda instrumentalisiert wird. Obwohl Millionen Men-
schen von Fortschritten bei der Verwirklichung der Menschenrechte, von weni-
ger Diskriminierung und mehr Rechtsgleichheit profitieren, beobachten wir eine 
Autokratisierung und Entdemokratisierung von Gesellschaften weltweit, auch in 
Europa. Parteien mit einer völkischen, nationalistischen und fremdenfeindlichen 
Programmatik haben stark dazugewonnen. In ihrer Propaganda sind oft die Frem-
den der Feind, die Anders-Lebenden die Ursache für alle Probleme. Ihnen allen 
gemein ist die Auffassung, dass die Würde des Menschen nicht für alle Menschen 
in gleichem Maße gilt und nicht alle Menschen gleich an Rechten und Pflichten 
sind. Bei einem Treffen von Rechtspopulisten in Potsdam Anfang 2024, von dem 
sich die AfD bis heute nicht distanziert hat, wurden Massendeportationen aus 
Deutschland erörtert, die mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar 
sind. Es ist ermutigend, dass sich breiter gesellschaftlicher Protest gegen diese Art 
von Gesellschaftsmodell öffentlich formiert hat. Es gilt, die falschen Versprechun-
gen der Rechtsextremen immer wieder zu entlarven und sich weiterhin aktiv gegen 
diese Angriffe auf den Grundsatz der unveräußerlichen Menschenwürde zu stellen.
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Stärkung menschenrechtlicher Institutionen

Zentraler Bezugspunkt für die Menschenrechtspolitik sind die Vereinten Nationen, 
die internationalen Menschenrechtsabkommen und die Arbeit des UN-Hochkom-
missariats für Menschenrechte in Genf. Dieses UN-Menschenrechtssystem gibt 
Orientierung in der Weiterentwicklung von internationalen Menschenrechtsnor-
men, veröffentlicht länderspezifische und thematische Politikempfehlungen und 
überprüft die Umsetzung von Menschenrechtsverpflichtungen im jeweiligen Staat.

Obwohl die Menschenrechte neben Frieden und Entwicklung eine der drei Säu-
len der Vereinten Nationen sind, werden im regulären Haushalt nur circa vier Pro-
zent für diesen Bereich zur Verfügung gestellt. Die Folge davon ist, dass das – nicht 
zuletzt aufgrund der schlechten bis katastrophalen Menschenrechtslage in vielen 
Staaten – kontinuierlich wachsende System der UN-Menschenrechtsinstitutionen 
permanent unterfinanziert ist. Um jede zusätzliche Aufgabe wird hart gerungen 
und es bedarf zusätzlicher freiwilliger Zahlungen, um wenigstens das Nötigste zu 
finanzieren.

Die Relativierung international anerkannter Menschenrechte und die Versu-
che, das Menschenrechtsschutzsystem zu untergraben, sind fast schon ein Dauer-
problem innerhalb der Vereinten Nationen. Regierende versuchen damit, von der 
mangelhaften Umsetzung der eigenen menschenrechtlichen Verpflichtungen oder 
von den von ihnen verursachten Menschenrechtsverletzungen abzulenken. Der 
Verweis auf religiöse und kulturelle Traditionen und auf regionale Gepflogenhei-
ten sowie das Beharren auf Souveränitätsrechten und Zurückweisen von »westli-
cher« Einmischung zeigt sich sowohl in der Innen- wie in der Außenpolitik vieler 
zumeist autoritärer Staaten. Diese setzen viel daran, die Deutungshoheit über die 
UN-Charta zu gewinnen, in der die Staaten als eigentliche Akteure im multilate-
ralen System der UN aufgeführt sind. Doch die Charta spricht auch von »uns, den 
Völkern der Vereinten Nationen«, also auch von den Bevölkerungen, den Gesell-
schaften, nicht nur den Regierungen.

Multilateralismus und eine stetig stärker werdende, regelbasierte internationa-
le Ordnung sind längst keine Selbstverständlichkeit mehr. Wir beobachten eine 
Marginalisierung von Menschenrechtsschutz selbst in internationalen Institutio-
nen. Der gestiegene Einfluss autoritärer Staaten wie China und Russland ist auch 
in Menschenrechtsgremien der Vereinten Nationen unübersehbar. Um das Gefüge 
des UN-Menschenrechtsschutzes zu erhalten und zu verbessern, braucht es überre-
gionale Bündnisse von Mitgliedern, die sich für eine konsequente Benennung von 
Menschenrechtsverletzungen einsetzen und sich den zunehmenden Angriffe  auf 
etablierte Menschenrechtsnormen und -instrumente entgegenstellen.

Auch auf regionaler Ebene wurden wichtige Menschenrechtsgremien etabliert, 
darunter die Interamerikanische Menschenrechtskommission und der Interameri-
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kanische Gerichtshof für Menschenrechte, die Afrikanische Kommission der Men-
schenrechte und der Rechte der Völker sowie der Europarat und der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte, deren Arbeit, Entscheidungen und Urteile die 
Förderung und den Schutz der Menschenrechte stärken konnten. Dies wird nicht 
zuletzt deutlich im Vergleich mit dem asiatisch-pazifischen und dem arabischen 
Raum, dort fehlen solche regionalen Menschenrechtsgremien und damit auch die 
Kapazitäten, mittels derer Nachbarländer voneinander lernen können, wie wirk-
sam sich Menschenrechtsschutz auf nationaler Ebene umsetzen lässt.

Die Europäische Union hat sich 2012 erstmals einen Strategischen Rahmen für 
Menschenrechte und Demokratie gegeben, der umfassend sowie inhaltlich gut 
durchdacht ist und mittlerweile regelmäßig fortgeschrieben wird. Es gibt Men-
schenrechtsklauseln in Handelsabkommen und Menschenrechtsbeauftragte in 
vielen EU-Delegationen. Parallel dazu lässt sich leider beobachten, wie EU-Mit-
gliedstaaten nach außen immer häufiger nicht mit einer Stimme sprechen und nach 
innen Menschenrechte und rechtsstaatliche Institutionen beschneiden. Nicht nur 
die EU-Grundrechteagentur in Wien dokumentiert die Zunahme von regelwid-
rigem Verhalten einzelner Mitgliedsstaaten. Die viel beschworenen gemeinsamen 
Werte werden nicht nur ignoriert, teilweise wird sogar offen Widerstand gegen sie 
geübt.

Obwohl – oder gerade weil – der Multilateralismus und die regelbasierte inter-
nationale Ordnung heute längst keine Selbstverständlichkeit mehr sind, müssen 
Staaten und Zivilgesellschaft deren Stärkung permanent einfordern. Für alle Ak-
teure der globalen Menschenrechtsbewegung gilt auch heute, sich differenziert und 
wissenschaftlich fundiert mit Erfolgen und Rückschlägen auseinanderzusetzen, 
um die eigene Programmatik und Einflussnahme weiterzuentwickeln. Wenn Staa-
ten und Staatenbündnisse immer weiter vom Kurs des Menschenrechtsschutzes als 
richtige und wichtige Leitlinie der Politik abkommen, geraten sie in gefährliches 
Fahrwasser. Die massiven Angriffe auf die multilaterale und regelbasierte inter-
nationale Ordnung abzuwehren, ist die einzige Möglichkeit, nicht in Chaos und 
Gewalt zu versinken.

Gerade der Angriff Russlands auf die Ukraine und der gewaltsame Konflikt im 
Gazastreifen sind erschreckende Beispiele für die Schwäche des internationalen 
Systems. Staaten, die einerseits Multilateralismus befürworten, bringen dann in 
konkreten, äußerst dramatischen Situationen nicht die Kraft auf, sich konsequent 
an Völkerrecht, humanitärem Völkerrecht und internationalen Menschenrechts-
normen zu orientieren und gemeinsam zu handeln.

Der UN-Hochkommissar für Menschenrechte, Volker Türk, beschrieb u. a. am 
29. Februar 2024 im UN-Menschenrechtsrat die Verletzungen von Menschenrech-
ten und humanitärem Völkerrecht und forderte ein Ende der Kriegshandlungen 
sowie Untersuchungen und Rechenschaftspflicht:
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Die Angriffe auf israelische Zivilisten am 7. und 8. Oktober waren schockierend. Zutiefst 

traumatisierend. Und absolut nicht zu rechtfertigen. Die Tötung von Zivilisten, Berichte 

über Folter und sexuelle Gewalt durch die Hamas und andere bewaffnete palästinensi-

sche Gruppen sowie die noch immer nicht beendete Geiselnahme sind entsetzlich und 

völlig falsch. Das Gleiche gilt für die Brutalität der israelischen Reaktion, das beispiel-

lose Ausmaß der Tötung und Verstümmelung von Zivilisten im Gazastreifen, darunter 

auch UN-Mitarbeiter und Journalisten, die katastrophale humanitäre Krise, die durch 

die Beschränkungen der humanitären Hilfe verursacht wurde, die Vertreibung von 

mindestens drei Vierteln der Bevölkerung, oft mehrfach, die massive Zerstörung von 

Krankenhäusern und anderer ziviler Infrastruktur und in vielen Fällen die systemati-

sche Zerstörung ganzer Stadtteile, wodurch der Gazastreifen weitgehend unbewohnbar 

wurde. Der Krieg in Gaza muss beendet werden. Alle Parteien haben eindeutige Verstöße 

gegen die internationalen Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht begangen, 

darunter auch Kriegsverbrechen und möglicherweise andere Verbrechen nach interna-

tionalem Recht. Es ist Zeit – höchste Zeit – für Frieden, Untersuchungen und Rechen-

schaftspflicht.

Der UN-Generalsekretär Guterres sprach fast zur gleichen Zeit, am 23. Februar 
2024, vor dem Sicherheitsrat zur Menschenrechtslage in der Ukraine:

In jedem Krieg leidet jeder. In der Ukraine sind mindestens 10 500 Zivilisten gestorben 

und viele weitere verletzt worden; Schulen, Krankenhäuser und andere lebenswichtige 

zivile Infrastrukturen wurden zerstört, und mehrere hundert Städte und Dörfer sind wäh-

rend eines brutalen Winters von der Stromversorgung abgeschnitten. Mehrere Millionen 

Menschen wurden aus ihren Häusern vertrieben, und zahllose Familien sind auf huma-

nitäre Hilfe angewiesen. Viele Ukrainer erleben den Alptraum, ihre Kinder zu verlieren. 

Alle Kinder, die deportiert wurden, müssen wieder mit ihren Familien zusammengeführt 

werden. Der Krieg trifft auch die Menschen in Russland. Tausende von jungen Russen ster-

ben an der Front. Auch Zivilisten, die von Angriffen auf russische Städte betroffen sind, 

leiden. Auf der ganzen Welt vertieft der Krieg die geopolitischen Gräben. Er schürt regio-

nale Instabilität. Der Raum, der zur Verfügung steht, um andere dringende globale Pro-

bleme anzugehen, wird kleiner.

Seit dem russischen Einmarsch in der Ukraine wurde nun zwei Jahre lang gekämpft, zwei 

Jahre lang gelitten, zwei Jahre lang wurden die globalen Spannungen geschürt und die 

globalen Beziehungen belastet. Die Missachtung der Charta war das Problem und ihre 

Einhaltung ist die Lösung. Es ist an der Zeit, sich wieder auf die Charta zu besinnen und 

die Achtung des Völkerrechts zu erneuern.

Doch trotz der inzwischen vielfach vorgebrachten mahnenden und drängenden 
Forderungen des Generalsekretärs und des Hochkommissars sowie vieler anderer 
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Akteure gab es keine ernstzunehmenden Veränderungen, sondern eine Intensivie-
rung völkerrechtswidriger Kampfhandlungen. Das zerstört den Glauben an die 
Handlungsfähigkeit der internationalen Gemeinschaft und fördert Regellosigkeit 
und Gewalt.

Menschenrechtsverteidiger*innen brauchen auch künftig 
Unterstützung

Die AEMR entstand vor 76 Jahren als eine Initiative von Regierungen, die dem 
Grauen des gerade zu Ende gegangenen Krieges etwas entgegensetzen woll-
ten. Aber nicht nur Regierungen haben dafür gesorgt, dass das Versprechen der 
AEMR überall auf der Welt mit Leben erfüllt wurde. Rund um den Globus ha-
ben Menschenrechtsaktivist*innen und -organisationen dafür gearbeitet, dass auf 
die AEMR rechtsverbindliche Menschenrechtsabkommen und Mechanismen zur 
Überprüfung ihrer Einhaltung folgten. Jeder Einzelerfolg wurde von Menschen 
mit Mut, Kreativität und Entschlossenheit mühsam erkämpft.

Seit Jahren werden die Arbeitsbedingungen für Menschenrechtsaktivist*innen, 
für Menschenrechtsorganisationen und für internationale Menschenrechtsinsti-
tutionen schwieriger. Bedrohungen von staatlicher Seite wie auch von nicht-staat-
lichen Akteuren nehmen an Brutalität, Umfang und Systematik zu. Selbst von 
den Vereinten Nationen ernannte Berichterstatter*innen werden Ziel von Schika-
nen und Drohungen, und Zeugen werden eingeschüchtert, nicht gegenüber den 
UN-Expert*innen auszusagen.

In vielen Staaten ist zivilgesellschaftliches Engagement und demokratische Ein-
mischung in Politik und Gesellschaft immer schwieriger. Man spricht von schwin-
denden oder gar sich schließenden Handlungsräumen für die Zivilgesellschaft. 
So werden mit irrwitzigen Begründungen mancherorts zum Beispiel Büros von 
bekannten Organisationen wie Amnesty International geschlossen. Die zivilge-
sellschaftlichen Akteure werden beschuldigt, »ausländische Agenten« zu sein, den 
Terrorismus zu unterstützen oder entwicklungsfeindlich zu sein. Zunehmend 
wird auch der Vorwurf erhoben, dass die Aktivist*innen mit ihrem Einsatz für 
die »Gender-Ideologie« oder Rechte von LGBTIQ+-Menschen traditionelle Wer-
te gefährden. Lange Haftstrafen für Menschenrechtsverteidiger*innen sind nach 
wie vor eine gängige Praxis, die viele Regierungen anwenden, um sie aus der Mitte 
der Gesellschaft zu entfernen. In Haft kommt es nicht selten zu Folter, Misshand-
lungen, Verweigerung medizinischer Versorgung, auch der Tod wird in Kauf ge-
nommen. In Ländern mit sehr unterschiedlichen politischen Systemen nutzen Re-
gierungen eine Vielzahl von Antiterrorgesetzen und Sonderermittlungseinheiten, 
ferner Militärgerichte und zivile Gerichte, um Menschenrechtsverteidiger*innen 
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ins Visier zu nehmen, handlungsunfähig zu machen und sie von internationaler 
Unterstützung und Solidarität abzuschneiden.

Doch auch die Unterstützung von Kampagnen und Initiativen für die Unter-
stützung und den Schutz von Menschenrechtsverteidiger*innen wächst. Je nach 
Land und Situation muss intensiv und beharrlich von Seiten der Menschenrechts-
bewegung daran gearbeitet werden. Regierungen sind aufgefordert, in Einzelfäl-
len zu intervenieren und sich für eine nationale und regionale Gesetzgebung zum 
Schutz von Menschenrechtsverteidiger*innen einzusetzen. Die Europäische Uni-
on fördert Schutzprogramme. Sie hat Leitlinien zum Schutz von Menschenrechts-
verteidiger*innen erarbeitet, die Staaten auffordern, sich besonders für gefährdete 
Menschenrechtsaktivist*innen einzusetzen.

Aktuellen Herausforderungen und Krisen entgegentreten

Menschenrechte sind kein schöner Zusatz, wenn ansonsten alles gut läuft. Sie sind 
vielmehr die notwendige Grundlage für eine friedliche und nachhaltige Weltord-
nung. Jeder kann sich vorstellen, in welchen brutalen und chaotischen Zuständen 
wir leben würden, wenn wir von den Grundsätzen der Gleichheit der Menschen, 
der Unverletzlichkeit der Menschenwürde oder vom Diskriminierungsverbot Ab-
stand nehmen würden. Die Gewährleistung der Menschenrechte ist ernst zu neh-
men von allen, die in politischer Verantwortung an gesellschaftlichen Veränderun-
gen und Lösungen aktueller und zukünftiger Herausforderungen arbeiten.

Als globale Herausforderung, die alle anderen überragt, beschrieb der ehema-
lige UN-Generalsekretär Kofi Annan die Linderung der Not von Milliarden von 
Menschen, die in Armut leben, die weder eine geeignete Unterkunft noch sauberes 
Wasser oder täglich etwas zu essen haben, die keine medizinische Versorgung ha-
ben und ihre Kinder nicht in die Schule schicken können. Die Ungleichheit zwi-
schen Arm und Reich, deren Überwindung bereits in der AEMR als Ziel vorgegeben 
wurde, besteht nach wie vor. Die Weltgemeinschaft reagierte darauf und arbeite-
te schrittweise und querschnittshaft daran, Armut auch als ein Menschenrechts-
problem zu begreifen. 2015 konnte die UN-Generalversammlung siebzehn globale 
nachhaltige Entwicklungsziele verabschieden, die für Industrie- und Entwicklungs-
länder gleichermaßen gelten und die an Menschenrechten orientiert sind. Zweifels-
ohne ein Erfolg. Eine umfassende Erreichung dieser Ziele steht jedoch noch aus.

Die besondere Benachteiligung der Bedürftigen durch andere globale Krisen wie 
Klimawandel, Seuchen oder kriegerische Konflikte vertieft die Kluft zwischen Arm 
und Reich. So sehen wir heute in den ärmeren Regionen der Welt bedrohliche Ent-
wicklungen bei der Nahrungsmittelsicherheit. Schon vor der Getreidekrise infolge 
des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine sorgten steigende Preise und ande-
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re Faktoren für einen schlechteren Zugang zu Lebensmitteln. Die Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisation der UN in Rom (FAO) schätzt, dass weltweit 
durch klimabedingte Extremwettererscheinungen, Trockenheit und Überflutun-
gen 78 Prozent der Armen, die von Landwirtschaft, Forstwirtschaft oder Fischerei 
leben, nicht mehr genug erwirtschaften können, um zu überleben. Die Nahrungs-
sicherheit in Südasien, im subsaharischen Afrika, im Mittleren Osten und in Zen-
tralamerika ist somit ernsthaft gefährdet.

Die Covid-19-Pandemie hat uns deutlich gezeigt, wie es um die Verteilungsge-
rechtigkeit und hier konkret die globale Impfgerechtigkeit bestellt ist. Mehr als 80 
Prozent aller Impfdosen wurden bis Ende 2021 in reichen Ländern verimpft – in 
Ländern mit geringem Einkommen dagegen nur fünf Prozent, obwohl dort zwan-
zig Prozent der Weltbevölkerung leben. Der Empfehlung, die ausreichende Pro-
duktion von Impfdosen und insbesondere ihre gerechte Verteilung zu erreichen, 
inklusive Patentfreigaben, ist in den meisten Fällen nicht gefolgt worden. Dabei ist 
gerade die Aussetzung von Patenten für Impfstoffe ein notwendiger Weg, um die 
Zugänglichkeit von essenziellen Medikamenten und Impfstoffen für die Bevölke-
rung in Ländern mit niedrigem Einkommen zu verbessern.

Zu den globalen Herausforderungen gehört es auch, Kriege zu verhindern und 
Kriegsverbrechen aufzuarbeiten. In der Vergangenheit und heute zeigt sich bei 
den zahlreichen Krisen und gewaltsamen Konflikten mit schweren Menschen-
rechtsverletzungen, dass der UN-Menschenrechtsrat sich mit vielen Fällen mangels 
Mehrheiten, Ressourcen oder medialer Aufmerksamkeit gar nicht oder nur unzu-
reichend befassen konnte. Die in den letzten Jahren beschlossenen Mandate mit 
Berichterstattungs-, Monitoring- oder gar Untersuchungsaufgaben sind wichtige 
Verhandlungsergebnisse. Sie stehen aber in keinem Verhältnis zum tatsächlichen 
Bedarf an solchen Mandaten und weitergehenden Maßnahmen, um Gewaltkon-
flikte mit den einhergehenden Menschenrechtsverletzungen zu beenden.

Die Gründung des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) 1998 war eine Re-
aktion auf eine einschneidende Unrechtserfahrung. Der Genozid in Ruanda war 
ein Schock. Wenige hatten für möglich gehalten, dass solch eine Barbarei in den 
1990er-Jahren noch möglich wäre. Heute geraten Täter, die sich eines Kriegsverbre-
chens oder eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht haben, 
zunehmend in die öffentliche Aufmerksamkeit und sind seither weniger sicher, sich 
ihrer strafrechtlichen Verantwortung entziehen zu können.

Untrennbar mit dem IStGH verbunden ist zudem das sogenannte Komplemen-
taritätsprinzip, nach dem internationale Strafverfolgung dann erfolgt, wenn dies 
auf nationaler Ebene nicht möglich oder nicht gewollt ist. In Deutschland, Schwe-
den und weiteren Ländern wird inzwischen gegen mutmaßliche Kriegsverbrecher 
aus Syrien und anderswo ermittelt. Für deren Opfer ist dies ein Meilenstein im 
Kampf gegen die Straflosigkeit. Die Syrerin Joumana Seif begleitete über die letzten 
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Jahre syrische Folterüberlebende, die im Prozess vor dem Koblenzer Oberlandesge-
richt zu Folter und sexualisierter Gewalt in der Al-Khatib-Abteilung des Syrischen 
Geheimdienstes aussagten, und trug damit ganz wesentlich dazu bei, dass man in 
diesem Prozess die sexuelle Gewalt in Syrien als Verbrechen gegen die Menschlich-
keit anerkannt hat und der Hauptangeklagte zu lebenslanger Haft verurteilt wurde.

Die technischen Entwicklungen insbesondere in Bezug auf die Digitalisierung 
sind Herausforderung und Chance zugleich. So hat sich bei der Dokumentation 
von Menschenrechtsverletzungen vieles zum Positiven verändert. Technische Ent-
wicklungen machen es fast unmöglich, Menschenrechtsverletzungen zu verste-
cken. Mittels »forensischer Architektur« lassen sich illegale Drohnenangriffe in 
Pakistan und Folter in syrischen Geheimgefängnissen rekonstruieren und detail-
genau nachweisen. Internet und preiswerte Mobilkommunikation stärken die Ver-
netzung und Kampagnenfähigkeit von Aktivist*innen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen.

Digitalisierung und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) verändern un-
ser Leben in vielen Bereichen. Diese Entwicklungen bieten Chancen, bergen aber 
auch Risiken. Zu befürchten sind etwa negative Folgen für Arbeitssicherheit und 
Gesundheit oder machtgebende Monopolbildungen bei Unternehmen im Techno-
logiesektor. Sie bringen zudem neue Herausforderungen für den Datenschutz und 
das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung. Die zunehmende Transpa-
renz sozialer Kontakte ermöglicht eine umfassendere Kontrolle des Individuums, 
was bereits heute problematisch für Menschenrechtsverteidiger*innen geworden 
ist. Die notwendige Regulierung von KI bleibt weit hinter dem rasanten Fortschritt 
dieser Technologien zurück und auch die Anfang 2024 in Kraft getretene KI-Ver-
ordnung der EU bezieht sich nur auf Teilbereiche.

Es gilt, die mit Digitalisierung und KI verbundenen Herausforderungen für die 
Menschenrechte aufzuzeigen und diese weitreichenden Transformationsprozesse 
rechtsstaatlich und menschenrechtsorientiert zu gestalten. Gerade der Einsatz von 
Überwachungstechnologien kann zu mehr Unterdrückung führen, zum Beispiel 
wenn Staaten zunehmend Gesichtserkennung einsetzen, um öffentliche Proteste 
zu überwachen. Diese Technologien können auch Diskriminierung und Rassis-
mus Vorschub leisten, wenn sie unverhältnismäßig und unkontrolliert gegen Min-
derheiten und Migranten eingesetzt werden. Gleichzeitig bleibt Spionagesoftware 
weltweit weitgehend unreguliert, obwohl es seit Langem Beweise für die damit ver-
bundenen Menschenrechtsverletzungen gibt. Auch die Bundesregierung will auf 
die Verwendung von Spionagesoftware wie Pegasus nicht verzichten, auch wenn 
angemessene Garantien für Menschenrechte fehlen, und hat die Überwachungs-
befugnisse ihrer Sicherheitsbehörden in den letzten Jahren noch erweitert.

Schließlich ist auch der Klimawandel zur Herausforderung oder, deutlicher ge-
sagt, zur Bedrohung für die gesamte Menschheit geworden. Schon vor Jahrzehnten 
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prognostizierte der Weltklimarat für das Ende des 21. Jahrhunderts eine klima-
wandelbedingte Zunahme der Intensität tropischer Wirbelstürme, die Zunahme 
schwerer Regenfälle, Überflutungen und Dürren, die Ausdehnung der Wüsten 
und einen Anstieg des Meeresspiegels. Heute sind wir Zeugen der starken Zunah-
me von Naturkatastrophen mit schwerwiegenden Folgen für die jeweilige Bevöl-
kerung. Dazu kommen rückgängige Ernteerträge in Ländern, in denen die Be-
völkerung hauptsächlich von der Landwirtschaft lebt, Trinkwasserknappheit, die 
Zerstörung von Unterkünften, eine stärkere Ausbreitung von Krankheiten. Für 
indigene Bevölkerungen droht auch die Zerstörung der Kultur, wenn die Lebens-
umwelt verloren geht.

Aktivist*innen von Menschenrechts- wie von Umweltbewegungen sind an zahl-
reichen Orten involviert, um mit einem menschenrechtsbasierten Ansatz den kli-
mawandelbedingten Herausforderungen zu begegnen. Denn das Recht auf Nah-
rung und Wohnung und das Recht auf Gesundheit, auf sauberes Trinkwasser 
können durch die Folgen des Klimawandels oder durch Klimaanpassungsmaßnah-
men verletzt und bedroht sein. Angehörige von Bevölkerungsgruppen, die etwas 
aufgrund von Armut, Behinderung, Alter und Geschlecht ohnehin schon Benach-
teiligungen erfahren, sind besonders betroffen. Nicht selten leben sie in risikorei-
chen Gebieten und haben kaum finanzielle Möglichkeiten und kaum Zugang zu 
Information. Oft können sie ihre Rechte nicht wahrnehmen und werden von der 
politischen Teilhabe ausgeschlossen.

Die Staatengemeinschaft hat sich 2015 darauf geeinigt, den Ausstoß von klima-
schädlichen Treibhausgasen um 43 Prozent zu senken. Gelingt das nicht, sind die 
Folgen für Mensch und Natur in allen Regionen der Welt erheblich. Der Weltkli-
marat stellte eindeutig fest, dass die Staaten bisher zu wenig tun, um ihre Bevölke-
rung vor diesen negativen Auswirkungen zu schützen.

Die größten Verursacher, die Konzerne und die industrialisierten Staaten, ver-
schieben politische Lösungen Jahr für Jahr, während die Folgen der Klimakrise 
insbesondere für Menschen im globalen Süden bereits heute existenzbedrohend 
sind. Es sind hier Menschen betroffen, die auf niedrig gelegenen Küstengebie-
ten und kleinen Inselstaaten leben, in der Tundra und auf arktischem Eis, auf 
ausgedorrtem Land, sowie indigene Bevölkerungsgruppen, denen es zunehmend 
schwerfällt, auf ihrem bisherigen Land zu leben oder ihre traditionelle Lebens-
weise beizubehalten.

Fragen der Klimagerechtigkeit und die Gestaltung des Klimawandels sind glo-
bal außerordentlich aktuell. Auf der Suche nach Lösungen ist ein menschenrechts-
basierter Ansatz in Forderungen und Strategieentwicklung unbedingt notwendig. 
Eine Vielzahl von Menschenrechtsgremien der Vereinten Nationen oder auf regio-
naler und nationaler Ebene sowie zivilgesellschaftliche Organisationen sind bereits 
involviert und es gilt, deren Arbeit und Erfolge auch öffentlich wahrzunehmen.
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Vor diesem Hintergrund besonders bemerkenswert und relevant war die Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte im April 2024: Der 
Verein KlimaSeniorInnen Schweiz hatte gegen die Regierung geklagt und Recht 
bekommen. Die Schweiz sei ihren Verpflichtungen aus der Europäischen Men-
schenrechtskonvention in Bezug auf den Klimawandel nicht nachgekommen. Das 
Urteil erkennt die Pflichten der Staaten zu mehr Klimaschutz an und macht Hoff-
nung, auch auf dem Gerichtsweg ein Mehr an Klimaschutzmaßnahmen zu errei-
chen.

Im Vertrauen auf die Menschenrechtsgarantien, mit Mut und mit Hoffnung, 
dass Veränderung hin zum Besseren möglich ist, können wir die heutigen und 
zukünftigen Herausforderungen sinnvoll angehen. Der Blick auf das Erreichte der 
globalen Menschenrechtsbewegung macht trotz aller Rückschläge Hoffnung, dass 
es möglich sein wird, diesen Weg weiter beständig und erfolgreich zu beschreiten. 
Nicht allein, sondern vernetzt mit vielen Initiativen weltweit, in Solidarität mit 
denen, deren Rechte verletzt werden, gemeinsam für Gerechtigkeit, Freiheit und 
Selbstbestimmung.




